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Gastkommentar. Dass Österreich bis jetzt
vergleichsweise gut durch die Covid-19
Pandemie gekommen ist, hat etliche Gründe.

Eine Gesellschaft
trotzt der Krise
VON MICHAEL HEINISCH

A bend für Abend wird in
den politischen Stuben
und Wohnzimmern Er-

folgsbilanz gezogen: Gemessen
an den Infektions- und Sterbera-
ten hat sich Österreich bei der
Bekämpfung der Pandemie in
kurzer Zeit an die Spitze Europas
gesetzt. Aber wie ist das zu erklä-
ren? Liegt der Grund tatsächlich
nur in unserem Gehorsam und
einer ausgeprägten Obrigkeits-
hörigkeit, wie es die „Neue Züri-
cher Zeitung“ formulierte?

Krisen haben es an sich, dass
durch sie schonungslos die
Schwachstellen und Stärken
eines Gesellschaftssystems und
im konkreten eines Gesundheits-
und Sozialsystems offengelegt
werden. Eine oft übersehene,
aber in Tagen wie diesen umso
stärker spürbare Stärke ist das
abgestimmte Miteinander von
öffentlichen und privaten Part-
nern des gemeinnützigen Sek-
tors. Nicht erst durch die gemein-
same Arbeit in Krisenstäben ha-
ben Rettungsorganisationen,
Pflege- und Sozialeinrichtungen
sowie Landes- und Ordensspitä-
ler bewiesen, dass sie im Zusam-
menspiel ein starkes und stabiles
Netz für die Menschen in unse-
rem Land geknüpft haben.

In der Krise brauchte es da-
her weder Anordnung noch Ge-
setz – jeder Partner handelt aus
seiner bestehenden und gefühl-
ten Verantwortung für die Gesell-
schaft. Dieses breite Basis trägt
und sie tut dies gerade in Krisen.
Und sie organisiert sich selbst
zum abgestimmten Ganzen.

Intakte Zivilgesellschaft
Eine tragende Säule in der Kri-
senbewältigung ist die Qualität
unserer Zivilgesellschaft. Natür-
lich hat die soziale Distanzierung
der Menschen mit ihrer Angst
und ihrem Gehorsam zu tun.
Aber der Erfolg beruht auch auf
dem Respekt voreinander und
dem Mitgefühl füreinander. An-
ders wäre es nicht zu erklären,
warum so viele Menschen frei-
willig eine Gesichtsmaske tragen
– wissend, dass sie damit vor al-
lem ihreMitmenschen schützen.

Auch die Selbstverantwor-
tung erlebt in Zeiten der Krise
eine beachtliche Renaissance.
Das sollte den politisch Verant-
wortlichen Vertrauen geben. Ge-
rade mit Blick auf ungesunde Le-
bensstile vieler Mitbürger wurde
das Fehlen des elementaren zi-
vilgesellschaftlichen Wertes der
Selbstverantwortung oft kritisiert.

Eine Zukunft mit Viren
In der Post-Corona-Zeit werden
wir daher wohl die Standards für
Präventionsprogramme neu
schreiben müssen – in der Hoff-
nung, dass Achtsamkeit auf die
eigene Gesundheit unser kollek-
tivesWissen bleibt.

Und schlussendlich ist es be-
sonders die Qualität unseres Ge-
sundheitswesens, die uns an der
Spitze Europas durch diese Pan-
demie trägt. Es ist die enorme
Kompetenz und der Einsatz des
Personals und es ist die hohe
Qualität unserer Strukturen bis
zu den Beatmungs- und Intensiv-
stationen. Auf was wir jetzt alle
stolz sind, beruht auf politischen
Entscheidungen der Vergangen-
heit – auch wenn wir die Dimen-
sion einer Pandemie wohl nicht
vorausahnen konnten.

In diesem Sinne gilt es jetzt
umsichtig jene Investitionsent-
scheidungen zu treffen, die uns
alle auf die Zukunft eines Alltags
mit dem Coronavirus oder einer
anderen Infektionskrankheit vor-
bereiten.

Unsere Spitäler werden sich
verändern müssen: es werden
neue Abteilungen entstehen,
Diagnosestandards angepasst
und auch digitale Lösungen ge-
funden werden, um neben dem
Home Office auch Home Care zu
schaffen. All das wird uns sicher-
lich gelingen. So haben gerade
Krankenhäuser – nicht zuletzt
die Ordensspitäler – über Jahr-
hunderte bewiesen, dass sie mit
enormer Innovationskraft mit
den großen Infektionskrankhei-
ten umzugehen gelernt haben.

Dr. Michael Heinisch ist seit 2001 Ge-
schäftsführer der Vinzenz Gruppe und
Sprecher der Ordensspitäler Österreichs.
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PIZZICATO

Fürchtet euch schlicht!
D er Kanzler soll bedauert haben, dass die Bevölkerung noch

nicht genug Angst vor dem Coronavirus habe. Immer mehr ge-
heime Regierungsprotokolle dazu tauchen auf.
Kurz: Und dann stellen wir überall im Land eine Godzilla-Nachbil-
dung auf. Und sagen, der kommt aus Asien und hat das Virus!
Anschober: Naja, gegen Migranten können wir Grüne eigentlich
nichts haben. Und gegen Tiere auch nicht. Aber ob das wirkt?
Kurz: Bald wird jeder jemanden kennen, der vor Godzilla Angst hat!
Kogler: Aber was mich als Sportminister beschäftigt: Was ist mit den
Leuten, die trotz des Virus weiter Fußball spielen wollen?
Kurz: Es ist die Ruhe vor dem SK Sturm.
Kogler: Das wird höchstens GAK-Fans verängstigen, also die Roten.
Kurz: Na, das klingt ja schon einmal sehr gut!
Lunacek: Aber nach Toren darf es keine Liebesszenen geben, sonst
fühlen sich diese Theaterleute benachteiligt und ärgernmich nur!
Kurz: Apropos Theater: „Der eingebildet Kranke“ darf nie mehr auf-
geführt werden, um allen klarzumachen, wie real die Gefahr ist!
Nehammer: Und die Polizei hilft mit: Denn jeder, der nicht einenMe-
ter Abstand zumGodzilla hält, ist selbst ein Lebensgefährder!
Kogler: Muss es gleich Godzilla sein? Reicht nicht ein Babyelefant?
Kurz: Babyelefant? Gut, da werden sie Angst kriegen, muhaha! (aich)
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Es geht nicht um den
besten Spektakelmeister
„Öffnet die Museen!“, von Almuth
Spiegler, 22.4.
„Bar jeder Vernunft“ empfiehlt
Frau Spiegler denMuseumsdirek-
torinnen und -direktoren, „ein ful-
minantes Feuerwerk an kuratori-
schen Verrücktheiten, (. . .) an An-
geboten für Kinder und Schüler
abzubrennen“. Hat sie die letzten
sechsWochen verschlafen? Hier
geht es nicht um den „besten Spek-
takelmeister“, sondern um verant-
wortungsvollen Umgangmiteinan-
der. Es bleibt Frau Spiegler unbe-
nommen, „sofort schreiend auf den
Zentralfriedhof zu laufen“, jedoch
bleibt zu hoffen, dass nicht doch
mehr Gräber auszuheben wären.
Claudia Steinmayr, 4050 Traun

Einsicht ist immer nur in
Krisenzeiten vorhanden
„Bunkerstimmung in Brüssel . . .“,
LA von Oliver Grimm, 27.4.
Oliver Grimm kritisiert die schwa-
che Darstellung Ursula von der
Leyens nach außen. Natürlich
könnte sie sich hinstellen und den
starkenMann bzw. in diesem Fall
die starke Frau spielen. Aber
würde sie damit zur Konfliktlösung
unter den Staaten eher beitragen
als wenn sie imHintergrund ver-
sucht, unterschiedliche Positionen
zu koordinieren? Soll man also Öl
ins Feuer gießen oder doch un-
spektakulär versuchen, die Dinge
in die richtige Reihe zu bringen?

Das Zweite betrifft die Frage
nach der Kompetenz. Wennman
eine solche hat, kannman auch
leicht dieMuskeln spielen lassen.
Hat man sie nicht – wie das imGe-
sundheitswesen der Fall ist –, muss
man zusätzlich zu den nationalen
Maßnahmen Initiativen im Be-
reich der eigenenMöglichkeiten
lancieren. Das hat von der Leyen
getan, im engen Zusammenwirken

mit der EZB, der Europäischen
Investitionsbank und denMitteln
der Kohäsionsfonds. Natürlich
sind Umschichtungen noch nicht
frisches Geld, dieses soll es beim
festzulegenden Finanzrahmen in
den kommendenWochen geben.
Aber in Zeiten der Krise dazu auch
raschmit den vorhandenen
Budgetmitteln Prioritäten zu set-
zen ist doch sehr naheliegend.

Präsidentin auf verlorenem
Posten? Dieser Posten ist so stark,
wie es die Einsicht derMitglieder,
damit der Nationalstaaten, zulässt.
Diese Einsicht ist – siehe Banken-
krise 2009 – immer nur in Krisen-
situationen vorhanden gewesen.

Wenn es Ursula von der Leyen
gelingt, diese Krisensituation zu
nutzen und für die Kommission
eine Koordinations- und Koopera-
tionskompetenz in Fällen von Ge-
fahr im Verzug zu erlangen, dann
hat sie aus einem scheinbar ver-
lorenen einen wesentlich gestärk-
ten Posten gemacht. Damit wäre
Europa resilienter und krisenresis-
tenter. Das kann allerdings
nicht mit einer „OneWoman

Muss die Umwelt die
Corona-Rechnung zahlen?
Gastkommentar. Die Coronapandemie verschärft das Ringen zwischen
Ökonomie und Ökologie. Österreich hat unerledigte Hausaufgaben.

VON CLAUS REITAN

K ommissar Frans Timmer-
mans hatte dieser Tage alle
Hände voll zu tun, um auf-

geregte Gemüter zu beruhigen.
Hinter den Kulissen der europäi-
schen Politik war erheblicher Auf-
ruhr entstanden, nachdem ein
konkreter Plan bekannt geworden
war, den europäischen Green Deal
zusammenzustreichen und einzel-
ne Elemente aufzuschieben.

Dieser Green Deal ist das auf
zehn Jahre angelegte zentrale Pro-
jekt der Europäischen Kommission
unter Präsidentin Ursula von der
Leyen, um Europas Wirtschaft auf
einen klimaneutralen, nachhalti-
gen und inklusiven Wachstums-
kurs zu bringen. Genau dieser Plan
wurde von Mitarbeitern der Kom-
mission im Vorfeld der Ende April
angesetzten Ratstagungen gekürzt.
Damit sollten finanzielle Mittel be-
reit gestellt und administrative
Hürden beseitigt werden, damit
sich Unternehmen von den Co-
rona-Folgen erholen können.

Ausgerechnet der Klimaschutz
sollte vertagt, die klimaschonen-
den, aber kostenrelevanten Maß-
nahmen für Luftfahrt und Schiff-
fahrt sollten um zwei Jahre aufge-
schoben werden. Teile der deut-
schen Industrie, namentlich der
auch von Österreich belieferten
Autoindustrie, standen hinter den
Plänen, den Green Deal zu kürzen.
Ebenso Regierungsvertreter aus
Polen und aus Tschechien.

Umgehende Protestwelle
Der Verband BusinessEurope hat
Mitte April Kommissionsvizepräsi-
dent Timmermans ersucht, die für
Klima und Umwelt nicht essenziel-
len Konsultationen, etwa jene über
Bürgerbeteiligung, zu verschieben.
Die Unternehmen, so heißt es in
dem Brief, könnten die Direktive
bezüglich der Industrieemission
ebenso wenig zeitgerecht umset-
zen wie Verpflichtungen aus dem
Emissionshandel. Fachleute fehl-
ten, die zeitgerechte Lieferung
technischer Ausrüstung sei nicht
möglich. Immerhin sei auch der

Weltklimagipfel 2020 (COOP 26)
ins Jahr 2021 verlegt worden.

Die Proteste gegen die Be-
schneidung des Green Deal folgten
umgehend – und zu Recht. Es wäre
tatsächlich ein sachlicher Unsinn
und politischer Unfug, die Umwelt
für die Corona-Rechnung zur Kas-
se zu bitten. Vielmehr sollte die zur
Krisenbewältigung erforderliche
Schwungmasse genutzt werden,
Strukturen und Prozesse in Pro-
duktion und Konsum mit Kurs auf
Nachhaltigkeit neu aufzusetzen.

Die vernünftigen und gebote-
nen Initiativen, den Klimaschutz
nicht gegen Maßnahmen zur Wirt-
schaftsbelebung aufzurechnen,
kommen daher zur rechten Zeit,
und sie kommen von Legionen an
kompetenten Persönlichkeiten.

Zwanzig deutsche Stiftungen –
darunter die Deutsche Bundesstif-
tung Umwelt – richteten den drin-
genden Appell an von der Leyen,
der ambitionierte Green Deal
müsse die Grundlage für die Kon-
junkturpakete zu Bewältigung
der Coronakrise bleiben. Sie er-
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Was für ein Horror,
wäre es den
Öko-Taliban in
Gretas Namen
gelungen, den Auto-
verkehr gänzlich
lahmzulegen!

QUERGESCHRIEBEN
VON KARL-PETER SCHWARZ

Stadtluft macht frei? Dieses
Vorurteil wird gerade widerlegt
So idiotisch, wie Karl Marx glaubte, ist das Landleben nicht. Im Alltag der jetzigen
Pandemie lösen sich alte Missverständnisse über Stadt und Land allmählich auf.

S tadtluft macht frei, hieß es einmal.
Wien ist voll mit Leuten, die in jun-
gen Jahren zugezogen waren, um

zu studieren, um zu arbeiten, und um
der Enge der Milieus zu entkommen, in
denen sie aufgewachsen waren. Es galt
als ausgemacht, dass die Stadt dem Lan-
de überlegen sei.

Land – das hieß Familie, Tradition,
Religion. Stadt – das hieß Aufklärung,
Fortschritt, Unabhängigkeit. Die Linken
bauten daraus eine Ideologie. Im „Kom-
munistischen Manifest“ (1848) rühmte
Karl Marx den Kapitalismus unter ande-
rem gerade deshalb, weil er die Massen
„dem Idiotismus des Landlebens“ entris-
sen habe. Theodor W. Ador-
no beklagte 1966 in einem
Vortrag, dass die „Entbarba-
risierung auf dem flachen
Lande noch weniger als
sonstwo gelungen sei“. Er
schlug daher vor, „mobile
Erziehungsgruppen und
-kolonnen von Freiwilligen“
aus den Städten zu entsen-
den, um „in Diskussionen,
Kursen und zusätzlichem
Unterricht (...) die bedroh-
lichsten Lücken auszufüllen.“ Konserva-
tive Denker sahen das freilich ganz an-
ders, unter ihnen der Anarchist Leo Tols-
toi. Englische Schriftsteller beschrieben
das Leben auf dem Lande aus allen denk-
baren Perspektiven und haben es nicht
selten romantisiert.

Von Gilbert K. Chesterton stammt
ein starker Einwand gegen das marxisti-
sche Stereotyp. Nicht das Land, sondern
die Stadt begünstige den Idiotismus, sag-
te er, denn dort bewege man sich in Krei-
sen, denen man sich aus freien Stücken
angeschlossen habe, weil sie die eigenen
Vorlieben, Meinungen und Vorurteile
teilten und bestärkten. Auf dem dünn be-
siedelten Land hingegen könne man sich
diesen Luxus nicht leisten, man müsse
sich auf Gesprächspartner einlassen, die
konträre Meinungen vertraten. Das beu-
ge vorzeitiger Verblödung vor.

Heute ist das natürlich anders. Ador-
nos pädagogische Kolonnen würden sich
wundern. Im Waldviertel würden sie auf
kommunistische Schriftsteller treffen, auf
sozialdemokratische Journalisten und
atheistische Philosophen, im Burgenland
auf anarchistische Musiker und Maler, in

der Südsteiermark auf anthroposophi-
sche Kulturmanager und Ausstellungsku-
ratoren. Von Winzern in Langenlois und
Gamlitz würden sie dieselben Meinun-
gen zu hören bekommen, die ihnen von
Gesprächen in den Wiener Kaffeehäu-
sern und anderen Hotspots der Bobo-
sphäre vertraut wären. Der postmarxisti-
schen Kulturrevolution ist es seit Adorno
gelungen, die Gegensätze zwischen Stadt
und Land gründlich zu verwischen

Es ist keine Rede mehr davon, dass
die Stadtluft frei mache. Die ehemaligen
Yuppies (Young Urban Professionals) ge-
nießen ihren Ruhestand am Lande. Jun-
ge Paare mit Kindern, gutem Einkommen

und dem großen Privileg, zu
Hause arbeiten zu können,
sind ihnen gefolgt. Früher
einmal galt die Verdichtung
der innerstädtischen Ver-
bauung als dringend gebo-
tene Alternative zur ästhe-
tisch beklagenswerten „Zer-
siedelung“ des Landes.

Jetzt jedoch, unter dem
Einfluss eines chinesischen
Virus, das den Alltag revolu-
tioniert, entdeckt man die

Vorzüge des Wohnens in Häusern, die im
respektvollen Abstand zu den Nachbar-
häusern errichtet wurden. Auf dem Land
hat es freundliche soziale Distanz schon
immer gegeben.

F ast jede Familie hat dort ein Auto,
es gibt genügend Parkplätze, und
die Gefahr, am Freitag von Ökofa-

schisten im Kindesalter angepöbelt zu
werden, ist ziemlich gering. Landluft
macht frei, und sie ist gesünder als die
Stadtluft, deren Feinstaubbelastung un-
geachtet des wochenlangen Rückgangs
des Verkehrsaufkommens nur unwesent-
lich abgenommen hat.

Zwar wagen erst wenige, sich zur al-
ten Losung „freie Fahrt für freie Bürger“
zu bekennen, aber die Vorteile der indivi-
duellen Mobilität werden immer seltener
geleugnet, zumal die Ansteckungsgefahr
in öffentlichen Verkehrsmitteln um ein
Vielfaches höher ist als in Privatfahrzeu-
gen. Was für ein Horror, wäre es den Öko-
Taliban in Gretas Namen gelungen, den
Autoverkehr gänzlich lahmzulegen!
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Show“ gelingen, sondern nur auf
Basis einer breiten europäischen
Übereinstimmung. Genau das ver-
sucht von der Leyen. Und wir alle
sind aufgerufen, mitzuhelfen!
Dr. Christoph Leitl,
Präsident Eurochambres, 1040 Wien

Abstand halten gilt auch
für Radfahrer und Jogger
„. . . das Virus und die Radfahrer“,
„Quergeschrieben“ von Anneliese
Rohrer, 25.4.
Herzlichen Dank an Frau Rohrer
für das Aufgreifen des leidvollen
Themas der Rücksichtslosigkeit
vieler Radfahrer! War es schon vor
Coronazeiten arg, ist es jetzt vieler-
orts noch schlimmer geworden!
Besonders ärgerlich ist es, wenn
Radfahrer aus reiner Bequemlich-
keit den Gehsteig benutzen, ob-
wohl gleich daneben die Fahrbahn
verläuft, und dadurch die Fuß-
gänger gefährden und ihnen Platz
wegnehmen.

Auch die erwähnten Jogger, die
einem schwer keuchend und stark
verschwitzt auf demGehsteig ent-

gegenkommen, sind äußerst un-
angenehm. Sie sollten in Zeiten wie
diesen besser auf weniger frequen-
tierteWege ausweichen. Es wäre
sinnvoll und angebracht, wenn
seitens der Bundesregierung bzw.
der Gesundheitsbehörden darauf
hingewiesen wird, dass der Sicher-
heitsabstand auch von Radfahrern
und Joggern einzuhalten ist.
Mag. Ewald Kreuzer, 4400 Steyr

Schon ein Held, wer
nur seine Arbeit tut
„Falsche Lorbeeren für ORF“, GK
von Stefan Brocza, 24.4.
Danke, Herr Brocza, dass das end-
lich jemand ausspricht. In Öster-
reich ist man ja schon ein Held,
wennman seine Arbeit macht, und
jede Frau, die auch nur Ansagen
macht, im TV eine „Lady“ . . . Aber
was will man in einem Land, in
dem amMontag in den Öffentlich-
Rechtlichen geseufzt wird, wie weit
doch dasWochenende weg sei!
Manchmal geniere ichmich, eine
Wienerin zu sein.
Eva Karas, 1130 Wien

Kein einheitliches
Protokoll für PCR-Tests
„Das Ende von ,testen, testen,
testen‘?“, von Köksal Baltaci, 24.4.
Herr Baltaci führt im Artikel zu den
Covid-19-Testungen die Vor- und
Nachteile der Antikörper- bzw.
PCR-Tests aus. Bezüglich PCR-
Tests wird in einemNebensatz er-
wähnt, dass etwa 40 Prozent der
negativen Befunde falsch seien.

Diese Aussage ist nicht zu tole-
rieren, weist auf einen insuffizien-
ten Test hin. In dem an der Vete-
rinärmedizinischen Universität
entwickelten Testverfahren wur-
den von derMed-Uni Wien zur
Verfügung gestellte Patienten-
proben unterschiedlicher Verdün-
nung untersucht, wobei selbst die
Probe in der höchsten Verdün-
nung als richtig erkannt wurde.

Es wurde jedoch bestätigt, dass
dies offensichtlich nicht überall
der Fall ist. Generell gilt festzuhal-
ten, dass es bis dato kein einheit-
liches Protokoll für die PCR-Tests
gibt, selbst die nachzuweisenden
Erregergene variieren zwischen

den Tests. Auch fehlen Daten von
Vergleichsuntersuchungen identer
Probenmit unterschiedlichen
kommerziellen oder selbst entwi-
ckelten Testsystemen. Dies wäre
notwendig, um Schwächen einzel-
ner PCR-Tests aufzuzeigen und die
Validität publizierter Daten zur
Prävalenz zu verbessern. Baltacis
Ausführungen zeigen insgesamt,
dass nicht vorhandene Teststrate-
gien gekoppelt mit insuffizienten
Testverfahren eine erhebliche Un-
sicherheit darstellen.
Prof. Dr. med. vet. Dr. h. c. Michael Hess,
Dipl. ECPVS, Vet-Med Uni Wien

Mut- statt Angstkanzler
„Zwischen Furcht und Optimis-
mus“, von Philipp Aichinger, 28.4.
Sehr geehrter Herr Herr Bundes-
kanzler, wenn Sie nicht als
Schweigekanzler in die Geschichte
eingehen wollen, dann sorgen Sie
bitte für Transparenz (1. Kapitel
Regierungsprogramm) und ver-
öffentlichen Sie das Protokoll der
Expertenrunde vom 12.März! Bitte
auch umTransparenz bei der Ver-

gabe der Hilfsmilliarden und den
erforderlichen Steuererhöhungen,
durch die wir Staatsbürger die zu-
sätzlichen Zinsen (6,3 statt 5,5Mrd.
Euro) der um 15 Prozent höheren
Staatsschulden (330 statt 287Mrd.
Euro) nun jährlich zahlen sollen.

Transparenz brauchtMut.
LieberMutkanzler statt Angst-
kanzler – beide Titel sind noch frei.
Und lieber Mutbürger statt Wut-
bürger. Transparenz bringt Licht
ins Dunkel.
Paul Raspotnig, 5020 Salzburg

hielten prominente Unterstützung.
Sandrine Dixson-Declève, Co-Prä-
sidentin des Club of Rome, und Jo-
han Rockström, Direktor des Pots-
dam-Instituts für Klimafolgenfor-
schung, appellierten an Regierun-
gen, dass die Pläne zur wirtschaft-
lichen Erholung von der Corona-
pandemie nicht den EU-Zielen der
Klimaneutralität und des Green
Deal widersprechen sollten. In ih-
rem an die Regierungen aller Staa-
ten gerichteten, in Österreich vom
Climate Change Center Austria
(CCCA) verbreiteten Schreiben
plädieren sie dafür, die Partner-
schaft zwischen Mensch und Na-
tur wieder herzustellen.

Die Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (OECD) gab Regie-
rungen fünf Empfehlungen, wie
Umwelt- und Klimaschutz davor
bewahrt werden können, wegen
der Wirtschaftsbelebung aus der
Spur zu geraten. Im Einklang mit
den Prinzipien der Nachhaltigkeit
empfiehlt die OECD etwa, beste-
hende Umweltstandards als Teil
von Rettungspaketen keineswegs
zurückzunehmen.

Enge globale Verflechtungen
Ähnlich äußerte sich die deutsche
in Halle ansässige Leopoldina Na-
tionale Akademie der Wissen-
schaften in ihrer dritten Ad-hoc-
Stellungnahme „Die Krise nach-
haltig überwinden“: „Alle politi-
schen Maßnahmen, die nicht der
unmittelbaren Rettung von Unter-
nehmen dienen, müssen sich auf
nationaler wie internationaler Ebe-
ne an dem Prinzip der Nachhaltig-
keit orientieren.“

Die Welt rückt zusammen.
Wäre dies nicht der Fall, hätten wir
keine Covid-19-Pandemie. Ange-
sichts der engen Verflechtungen
der globalen Produktion kann es
auch in Österreich nicht gleichgül-
tig sein, wie es weltweit um die
Standards der Ernährung bestellt
ist. Immerhin warnen UNO und
EU in ihrem vergangene Woche
veröffentlichten Papier „The Glo-
bal Report on Food Crisis 2020“,
dass bereits zu Jahresende 2019
rund 135 Millionen Menschen in
55 Ländern von akutem Hunger

betroffen waren, weitere 183 Mil-
lionen Menschen leben an der
Schwelle zu akutem Hunger. Fazit
des Reports: Die Ernährungslage
dieser Menschen werde durch die
Pandemie noch verschärft.

Österreich kein Musterschüler
Österreich hätte allerdings auch
im eigenen Land ausreichend
Gründe, auf Nachhaltigkeit umzu-
schwenken. Wie alle Staaten hat
sich Österreich 2015 verpflichtet,
die 17 Ziele für eine nachhaltige
Entwicklung anzustreben, die Sus-
tainable Development Goals
(SDGs). Der aktuelle Indikatoren-
Bericht der Statistik Austria zeigt
jedoch, dass Österreich im Verkehr
noch immer zu viel an Energie ver-
braucht und zu viel an Treibhaus-
gasen emittiert.

Es wird weiters zu viel an Flä-
che verbaut, die Wirtschaft hat
einen im europäischen Vergleich
zu intensiven Materialverbrauch
und zu hohen Ausstoß an Treib-
hausgasen. Ausreichend Anlässe
also, sich für den Green Deal aus-
zusprechen und nötige Belebung
der Wirtschaft als Schwungmasse
für Nachhaltigkeit zu nutzen.

Die Europäische Kommission
glaube weiterhin an den Green
Deal, meinte der zuständige Kom-
missar Timmermans auf Twitter.
Die Wiederherstellung der Wirt-
schaft in grüner, also ökologischer
Weise sei möglich. Mehr noch: Der
Green Deal bleibe eine Wachs-
tums- und Erfolgsstrategie, bekräf-
tigte er vorigeWoche.

Auch der Rat legte nach und
bereitete für Ende April eine
„Roadmap for Recovery“ vor. De-
ren „oberstes Ziel“ ist es, mit der
Wiederherstellung der Wirtschafts-
abläufe ein zunehmend resilientes,
nachhaltiges und faires Europa
aufzubauen. Gut so. Denn gerade
die Coronapandemie liefert dafür
Argumente.

Krankhafte Abhängigkeit
Immerhin erklärte Věra Jourová,
Vizepräsidentin der Europäischen
Kommission, jüngst in einer De-
batte im tschechischen Fernsehen
unter anderem: „Diese Krise hat
unsere krankhafte Abhängigkeit
von China und Indien in Bezug auf
Arzneimittel aufgezeigt.“ Was folgt
daraus? „Wir sind verwundbar,
eine radikaler Wandel ist nötig.“

Genau diesen meint der Euro-
pean Green Deal. Und Deutsch-
lands führendes Nachrichtenma-
gazin „Der Spiegel“ merkte dazu
an, die Menschheit sei schon vor
Corona in der Krise gesteckt, der
gegenwärtige Schock könnte heil-
sam sein: „Nachhaltigkeit wird das
Schlüsselwort der Epoche sein, die
mit Corona beginnt.“
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